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Wer die Entwicklung der Stadt Zürich der letzten 30 Jahre betrachtet, 
kann sich dem Eindruck nicht verwehren, dass hier alles unternommen 
wurde, um jeder Leerstelle, jeder Brache eine Aufgabe zuzuordnen. 
Von Selbstorganisation und Freiheit von Konsumzwang, wie sie in 
den den 80ern und frühen 90ern zelebriert wurden, ist heute ver-
schwindend wenig zu spüren. Damals liess die Stadtregierung Be-
wohner*innen, Besetzer*innen und Alternative lange gewähren. 
Schliesslich lieferten diese den Stadtentwickler*innen viele lehrreiche 
Einsichten und Anschauungsbeispiele. Noch heute wird ein neues 
Quartierzentrum oder eine neue Einkaufsmeile gerne mit einem Hauch 
Autonomie aufgehübscht. 

Dass ein Projekt wie das der Stadionbrache auf der einen 
Seite sehr viel Unterstützung durch die Bevölkerung erfährt, ist wenig 
überraschend. Ebenso klar sind aber auch die geringen Chancen, dass 
diese Brache, wie sie aktuell existiert, gegen die grossen wirtschaft-
lichen Begehrlichkeiten Bestand haben wird. Gerade wenn der ge-
setzliche Rahmen hinterherhinkt und die Nachhaltigkeit dem Markt 
überlassen wird, bekommen in vielen Fällen die wirtschaftlich inter-
essanteren Lösungen den Vorrang. Denn ein «Brachliegen» von Raum 
widerspricht der kapitalistischen «Vernunft». Momente des Nicht-
Nutzens, der Untätigkeit, die einst geschätzt waren, wurden ersetzt 
durch ein Paradigma der fortwährenden Aktivität. Die Brache steht 
damit auch subjektiv für ein Entkommen vor wirtschaftlichen Zwängen.  

Dass dieser Look einer «Brache» eine gewisse Ausstrahlung 
hat, hat auch die Eventwirtschaft gemerkt. Verkaufsorte wie etwa der 
Geroldsgarten geben sich ein betont alternatives und improvisiertes 
Aussehen. Tatsächlich muss hier nichts mehr verhandelt werden; die 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen liegen bereits vor. Doch wie bei 
Pflanzen, die sich stur durch den Asphalt kämpfen, gibt es auch im 
Stadtleben Orte und Figuren, die immer wieder neue Triebe bilden und 
unerwartet auftauchen. 

Wir fragen in dieser Ausgabe, wie Städte mit ihrem Raum 
umgehen sollen, was dieser für uns Menschen bedeutet, und wie es 
um Auswege aus der zerstörerischen Wachstumslogik steht.  

Von Ivan Sterzinger

Editorial

Die früh aus der Brache gerissene Erde
Ist jetzt verkrustete Wüste.
Betrauer nicht die Erde
Versteh die Wüste.

Von Dilek Mayatürk

Dilek Mayatürk ist eine deutsch-türkische Dokumentar-
filmproduzentin und -autorin sowie Lyrikerin.Brache

Von der Erde einer Brache erntet 
man zuerst Geduld,
Danach Verlangen
Und zuletzt seufzt man und flucht.

Von Dilek Mayatürk

Die Gedichte stammen aus dem Band «Brache», erschienen im 
Herbst 2020 bei Hanser Berlin. Übersetzt von Achim Wagner. Ernte

gesprochen wurden. Eine der letzten Brachen der Stadt ist somit 
nun auch nur mehr Geschichte. Oder erst jetzt eine richtige Brache?

So oder so befindet sie sich in bester Gesellschaft der in die 
Geschichte eingegangenen Brachen. Während in den neunziger 
Jahren die Stadt mit Quartieren wie Zürich West, Oerlikon und Brunau 
voll von Industriebrachen war, fallen diese heute immer schneller der 
geplanten Stadtentwicklung zum Opfer. Zu einzelnen Orten kann 
man heute noch digital einen Ausflug machen: Der Glacegarten war 
1999 eine Besetzung an der Heinrichstrasse mit verschiedenen Nut-
zungen. Via art.squat.net findet man sortierte Fotos der bespielten 
Räume und zwei Ausgaben des «Glacepapiers». In allem, was diese 
Fotos und Scans zeigen, schreit einem unverkennbare Punk-Ästhe-
tik entgegen und rotzige Kritik an allem, das mit dem Trend geht 
und kapitalistischen Mechanismen gerecht zu werden versucht.  

Wo heute am ehesten noch Punk dominiert, jedoch in gezähmterem 
Erscheinen, ist der Park Platz. Auf dem Gelände neben dem alten 
Bahnhof Letten, welches der Stadt gehört, war über die Jahrzehnte 
einiges los. In den 90ern zog die Szene aus Dealern und Fixern vom 
Platzspitz dort hin, später entstanden erste soziokulturelle Projekte. 
Seit sechs Jahren wird das Areal als Zwischennutzung von zwei Vereinen 
bespielt. Jeden Freitag um 16 Uhr findet dort eine offene Sitzung statt, 
an der sich jene treffen, die sich aktiv beteiligen, oder es gerne tun 
würden. Get involved! heisst die schliessende Aufforderung. Es scheint 
das Herzensanliegen der beiden Vereine zu sein, von denen sich einer 
um die Infrastruktur und der andere um das Programm vom «Parki» 
kümmert. Sein Dasein als Zwischennutzung fordert Geduld und Zähig-
keit im andauernden Aushandeln von Kompromissen mit der Stadt, 
was offenbar längerfristig als repetitiv fruchtlos erscheint. Deshalb 
wurde unlängst eine Petition (platzda.jetzt) ins Leben gerufen, die 
aktuell 3330 von 4000 verlangten Unterschriften zählt. Der Verein 
fordert einen direkten Vertrag mit der Stadt, gerechtere Bewilligungs-
praxen von Veranstaltungen sowie Bauten in alternativen Raumpro-
jekten. 

Zum Schluss noch ein Spaziergang zur Roten Fabrik. Gleich neben-
an wird auf dem bisher brachliegenden Franz AG Areal gerade das 
Fundament für ein paar Luxus-Villen gelegt. «Was für eine schlechte 
Idee», meint der Verein «Linkes Seeufer für alle». Die Koalition aus 
Quartierbewohner*innen, Kulturschaffenden und Stadtbewohner*in-
nen fordert die Stadt dazu auf, den Bau zu stoppen und das Gebiet als 
Grün- und Freiflächen für alle nutzbar zu machen. 

Von Lina Sommer

Lina Maria Sommer ist Künstlerin und Schreibende. 

Bierdosen ist da noch ein weisser Sessel. Auf den könnten sich alle 
setzen, die Zeit zum Nichtstun haben – und Lust auf ohrenbetäuben-
den Verkehrslärm. 

Wo hingegen kaum Verkehrslärm durchdringt, wo es geradezu 
balsamierend still ist für eine wie mich, die sich jenem Lärm täglich 
aussetzt, ist in der Stadionbrache. Schritt für Schritt entstand sie in 
den letzten zehn Jahren auf Eigeninitiative der Anwohner*innen. Sie 
beherbergt einen lebendigen Stadtpark, der die Stadt Zürich – ausser 
den Beiträgen an den Betriebskosten – nichts gekostet hat. 2017 
konstituierte sich ein Verein, der sich öffentlich für den Einbezug der 
Bewohner*innen in die Entwicklung von Zürich-West einsetzt, sowie 
dafür, die grünen, veränderbaren und öffentlichen Räume zu sichern 
und entwickeln. 

Es scheint gut zu gelingen; der Ort wirkt behütet, gepflegt und 
geordnet. Die Spuren der sich kümmernden Hände sind liebevoll 
präsent. Was dort gedeiht und wächst, kreiert eine Atmosphäre des 
Freien und gleichzeitig Versteckten, in dem man untertauchen und 
sich vergessen, sogar wieder einmal Tagträume vorbeiziehen lassen 
kann. Zum Beispiel in der Abendsonne auf den Stufen zum kreisrund 
geteerten Stadionplatz, auf dem während der regnerischen Juli-
wochen Konzerte des Stadtsommers Klänge über die Fläche und ins 
Quartier streuten. Bei meinem Besuch besetzt den Platz gerade das 
fahrende «Zigeuner-Kultur-Zentrum», wie sich auf einem Plakat am 
Zaun ablesen lässt. Das fahrende Zentrum umfasst eine Zeltwirt-
schaft mit nostalgischer Fotoausstellung, einen kleinen Flohmarkt 
und einen Gulasch-Stand. 

Noch hat die Stadionbrache grünes Licht, um ihre Vision einer 
grossen grünen «Allmend Hardturm» zu realisieren. Der Verein arbeitet 
jedenfalls weiter daran, dass das geplante Folgeprojekt, welches für 
sie selbst mit dem Fussballrasen nicht als grün durchgehen kann, 
abgewendet wird. 

Stichwort Allmend: Auch der heutige Durchgang vom Bike- zum Skate-
park Allmend lag einmal mitten in einer Industriebrache. Ein pro-
visorischer Freestylepark, vielleicht jenem in der Allmend ähnlich, 
wäre einmal als Folgeprojekt in der Binz gedacht gewesen, bis die Idee 
wegen Einsprachen der Anwohnenden fallen gelassen wurde. Ins-
gesamt sieben Jahre waren die Fabrikgebäude der Binz von «Familie 
Schoch» besetzt und immer wieder Gegenstand politischer Debatten. 
Heute steht dort eine Wohnüberbauung für Studierende und Personal 
des Universitätsspitals. 

Eine breitere kommerzielle Umnutzung erfuhr die ehemalige 
Sihlpapierfabrik. Die Zeichen ihrer Besetzung sind noch sichtbar: die 
Überbleibsel der Dadaist*innen und sonstiger Freigeister werden ein-
gerahmt als Geschichte angepriesen. In eine ähnliche Kategorie fällt 
das Zollfreilager, welches zwar nicht besetzt war, jedoch nachhaltig 
umgestaltet und in städtische Konventionen eingebettet wurde. 

Eine offene Fläche, die blossen Platz bietet, ist die Brache Guggach. 
Die Landreserve der Stadt Zürich an der Ecke Wehntaler-/Hofwiesen-
strasse wurde während fünf Jahren zwischengenutzt. Die verschie-
denen Projekte und Veranstaltungen waren vom Team Quartier GZ 
Buchegg koordiniert. Mittlerweile ist die Brache dauerhaft geschlos-
sen, weil die Gelder für die geplanten Wohnungen, Gewerbeflächen, 
sowie Kindergarten, Schulhaus mit Doppelturnhalle und Quartierpark 

Gegenüber vom Haus, in dem ich wohne, breitete sich vor sieben 
Jahren noch der alte Güterbahnhof aus. 1897 erbaut, zählte er zu den 
Baudenkmälern Zürichs mit grossem städtebaulichem, verkehrs- 
und industriegeschichtlichem Wert. Der aktuelle Bau an seiner Stelle 
lässt mich jene verwünschen, die einen Abriss und Neubau ermög-
licht haben. 2010 entschied sich der Kantonsrat erst gegen das neue 
Polizei- und Justizzentrum, das daraufhin doch dort hingeklotzt 
wurde. Ein alternativer Standort wäre die ehemalige Toni-Molkerei 
gewesen, in der sich heute die Zürcher Hochschule der Künste 
befindet. Nach der kantonalen Ablehnung wurde 2011 das Behörden-
referendum ergriffen und das Stimmvolk entschied sich für das PJZ 
aus Stein und Glas, das sich in die Höhe und noch massiver in die 
Breite türmt. Reihe um Reihe von steinernen Kacheln eingerahmte 
Fenster, die je nach Lichteinfall ein wenig enger oder flacher werden. 
Solange das monströse Gebäude seine mattschwarzen Rollläden 
nicht runterzieht, lässt es sich mit dieser Aussicht gerade leben, 
ohne in depressive Zustände zu verfallen. In seinen Gläsern spiegelt 
sich dann Himmel, Albis und Häuserzeilen. Doch sind die schwarzen 
Tücher verhängt, wird es schwierig, sich nicht in den alten Güterbahn-
hof zu wünschen, in dem kein leeres Gefängnis steht. Ich denke dann 
an das damalige hellbeige Sichtsteinmauerwerk mit den roten Fens-
terbögen, an die geisterhafte Kneipe mit dem Kellner, der nichts zu 
tun hat, und vor allem an viel Platz, der einfach Platz ist. Im brach-
liegenden Areal spielte sich einer meiner wiederkehrenden jugend-
lichen Tagträume ab, in dem ich nur zwischen solchen Backstein-
mauern sass, durch deren unverglaste Fenster der Wind durch den 
Raum zog und die Pflanzen langsam aber stetig alles, was starrer 
war als sie, in Besitz nahmen. 

So stellen wir uns vielleicht überhaupt eine Brache vor – eine offene
Fläche, auf der es ungezähmt wächst. In den Schweizer Statistiken 
wurden jedoch mit der höchsten Ziffer Industriebrachen vermerkt. 
Es folgen Bahnbrachen, Militärbrachen, Flugplätze und zum Schluss 
die «anderen» Brachen. In einem Report des Bundesamtes für Raum-
entwicklung von 2008, landet der Kanton Zürich mit 64 Brachen und 
total 258 Hektar Arealfläche auf dem ersten Platz, andere Kantone 
folgen mit grossem Abstand. 

Direkt neben unserem Haus steht noch eine Brache. Sie zählt jedoch 
nicht zu den grossen Industriebrachen, die für Investoren interessant 
sein könnten, sondern zu jenen Stellen der Stadt, die zu unattraktiv 
sind, als dass sich die Stadt selbst oder sonst jemand tatsächlich 
darum kümmern wollen würde. Mein Mitbewohner erzählt mir, dass 
die Stadt vor Jahren die Möglichkeit gehabt hätte, das Haus, das einst 
an dieser Ecke stand, für 2,1 Mio. zu kaufen, es anscheinend aber nicht 
für nötig befand. Folglich ging es an eine private Milieufigur. Irgend-
wann war klar, dass das Haus doch weichen muss, um den Bau des 
Westrings zu ermöglichen. Die Stadt musste den aktuellen Besitzer 
enteignen, was nur unter Streitigkeiten vor dem Bundesgericht aus-
gehandelt werden konnte und schlussendlich in einer Entschädigung 
von 5,4 Mio. endete. Das Haus wurde abgerissen, die Strasse umge-
leitet und seither steht dieser Flecken leer. Eine kleine Fläche Kies, 
stellenweise einer Wiese ähnlich, auf dem einige wuchernden Kisten 
stehen und ein paar farbbesprühte Faserplatten herumliegen; Zeug-
nisse einer halbherzigen Umgestaltungsaktion. Neben verblichenen 

Zürichs Brachen, 

heute und früher



mit ihren «Glitzerfassaden steinharter Bürgerlichkeit», wie der Spiegel 
1984 in einem vernichtenden Artikel schrieb, zu einer «lebendigen und 
dynamischen kleinen Metropole» – so beschreibt sich die Stadt heute 
selbst. 

Im Fokus der Proteste der 80er Jahre standen nicht nur Kultur-
zentren, sondern auch Wohnraum: «Wo, wo Wohnige?», fragten die 
Demonstrant*innen und liessen auf die Globus-Krawalle eine Hoch-
zeit der Besetzungen folgen. Damit artikulierten sie eine eigene 
Antwort auf die Parolen-Frage, an der Mehrheitsgesellschaft vorbei: 
Wohnen ausserhalb des kapitalistischen Immobilienmarkts als eine 
Form des Widerstands. Ohne Gott, Staat oder Mietvertrag. Die Zür-
cher Besetzungskultur erreichte in den 80er Jahren einen Höhepunkt, 
der darin mündete, dass der Gemeinderat 1989 entschied, die Stadt 
übernehme Kosten für Räumungen nur noch dann, wenn ein gutge-
heissenes Baugesuch vorliegt. 

Als Antwort auf die Wohnungsknappheit und ihre politischen Spreng-
kraft gewann aber auch eine zweites Konzept an Bedeutung. In 
seinem Fokus standen dieselben Immobilien wie für die Besetzer*in-
nen. 1983 wurde der Verein Jugendwohnhilfe gegründet, um mit der 
Vermietung von temporär leerstehenden Immobilien der Nachfrage 
nach bezahlbaren Wohnungen entgegenzukommen. Die Zwischen-
nutzung wurde institutionalisiert. Noch heute vermietet der Verein 
unter dem Namen Jugendwohnnetz Juwo rund 1500 Wohnungen 
an die Zürcher Jugend. 

Wie eine Geschichtsbroschüre der Studentischen Wohnge-
nossenschaft WOKO berichtet, haben schon damals Spannungen 
zwischen Zwischennutzer*innen und der Besetzungsszene bestan-
den. Einmal sei die WOKO sogar besetzt worden. Denn Angebote wie 
das Juwo waren zum einen zwar ein Entgegenkommen gegenüber 
der Forderung nach bezahlbarem Wohnraum. Zum anderen boten sie 
aber eben auch eine (Übergangs-)Lösung des Problems im Sinn der 
Befriedung: Zwischennutzungen brennen kaum.

Immer weiter an die Ränder

Rund 30 Jahre später, 2011, wird ein scharfsinniger Wirtschafts-
anwalt mit einer delikaten Mission beauftragt, wie der Tagesanzeiger 
berichtete. Raffael Büchi sollte im Interesse der UBS mit den Beset-
zer*innen einer Liegenschaft verhandeln, um sie loszuwerden. Diese 
boten der UBS an, einen Gebrauchsleihvertrag zu unterzeichnen und 
das Gebäude zu verlassen, wenn eine Baubewilligung vorliege. Bei 
Büchi fiel ein Groschen. 

Gemeinsam mit zwei Geschäftspartnern gründete er zwei 
Jahre später das «Projekt Interim», mit dem er das Konzept der Be-
setzer*innen zu einem Geschäftsmodell verwandelte. Gezielte Aus-
wahl der Nutzer*innen, weniger Anonymität, mehr Kontrolle für die 
Eigentümer. Krümel für die Dienstleistungsfirmen. Und in vielen Fällen 
ganz in der Tradition der Besetzungen: immer noch kein Mietvertrag. 

Der Begriff der Kommodifizierung beschreibt den Prozess des 
Zur-Ware-Werdens nach Marx: Die Erschliessung einer Sache oder 
Dienstleistung durch den zu immer neuen Horizonten aufbrechenden 
Markt. So geschehen im Fall der Zwischennutzungen in Zürich: Von 
der Forderung nach mehr Raum – hin zu einem entsprechenden 
Marktangebot. Die Kommodifizierung stand auch im Fokus des 2019 
von Gabriela Debrunner gemeinsam mit Jean-David Gerber veröf-
fentlichten Fachartikel «The commodification of temporary housing». 
«Paradox ist, dass sich aus der Forderung der Nutzer*innen eine 
Dienstleistung für die Eigentümer entwickelt hat», sagt Debrunner. 

Urbane Asphyxie

Der milliardenschwere Immobilienmarkt hat sein Abfallprodukt für 
sich entdeckt und prescht vor an die Ränder seiner Stadt. Darunter 
leiden nicht zuletzt auch gemeinnützige Angebote: «Die zunehmende 
Konkurrenz ist spürbar», sagt Patrik Suter, CEO des Juwo. Es sei 
schwieriger geworden, an geeignete Objekte zur Weitervermietung zu 
gelangen. «Erstmals seit vielen Jahren werden die Anzahl Juwo-Wohn-
plätze im laufenden Jahr sinken.»

Aber die Folgen der Kommodifizierung von Zwischennutzung 
reichen noch viel weiter. «Mit der fortschreitenden kapitalistischen 
Stadtentwicklung bleibt immer weniger Raum für Abweichung», sagt 
der Stadtsoziologe Luca Pattaroni, der an der EPFL zu Freiräumen, 
Subkultur und Stadtentwicklung forscht. Er spricht von «urbaner As-
phyxie»: von Atemstillstand. «Wir leben in Städten, in denen es kaum 
mehr Ränder gibt, die Raum lassen für Experimente und kritische 
Gegenpositionen.»

Das Bedürfnis, solche Gegenpositionen zu vertreten, ver-
schwindet damit freilich nicht. Zwar haben sich Temporär-Verträge 
auf einem Markt unter Hochdruck im Häuserkampf als effektiver 
erwiesen als Knüppel und Gummischrot. Aber auch 40 Jahre nach 
den Opernhaus-Krawallen, dem vermeintlichen Wendepunkt, und 
der folgenden Machtübernahme durch die Sozialdemokratie ist die 
Raumfrage in Zürich noch nicht annährend geklärt. Und wer weiss: 
Vielleicht wird sie unter veränderten Vorzeichen bald neue Formen 
finden, sich zu artikulieren. Zum Beispiel: Brennen sie doch?

Von Lukas Tobler

Lukas Tobler ist Redaktor beim selbstorganisierten Zürcher Onlinemagazin das Lamm und 
arbeitet als freier Journalist. 

Leerstand als Ware: Profitorientierte Zwischennutzungsfirmen wie 
«Intermezzo» sind die neusten Protagonisten im Häuserkampf. 

Unten steht Security, oben eine Ikea-Tasche. Inhalt: ein Tisch zum 
Selberbauen, drei Stühle, etwas Geschirr. Das Einzugsgeschenk für 
alle neuen Mieter*innen im Mehrfamilienhaus am Sihlquai 252 in 
Zürich. Gebraucht werden beide – Security wie Tasche: Letztere, weil 
die frisch Einziehenden nur 9 Monate bleiben dürfen und es sich des-
halb kaum lohnt, Möbel anzuschaffen. Ersterer, weil sich Aktivist*in-
nen darum bemühen, diese Liegenschaft zu besetzen. Den früheren 
Bewohner*innen wurde gekündigt: Ein Umbau steht an.

Mittendrin ist Marc, der eigentlich anders heisst. Er ist neu in 
eine 2,5-Zimmer-Wohnung am Sihlquai eingezogen. Vermietet hat ihm 
die Wohnung aber nicht der Eigentümer Coop, sondern die Zwischen-
nutzungsfirma «Intermezzo». Marc zahlt 1400 Franken Miete, deutlich 
mehr als seine Vormieter*innen. «Aber für Zürich ist das vergleichs-
weise bezahlbar», sagt er. Er hatte keine unbefristete Wohnung gefun-
den, aber dringend eine gesucht. 

Die «jungen Leute» von der Intermezzo hätten ihm gleich nach 
der Besichtigung zugesagt, erzählt er. Die Zeit hat gedrängt: Werden 
Liegenschaften besetzt, die schon vermietet sind, werden sie von der 
Polizei sofort geräumt. Auch wenn die Wohnungen darin nur für wenige 
Monate vergeben sind. So wie an Marc. Inzwischen sucht er wieder 
eine neue Wohnung. Die Security vor seinem Hauseingang ist ver-
schwunden. 

Win-Win-Win

Das Geschäft mit den Zwischennutzungen boomt. Inzwischen gibt es 
mehrere Unternehmen, die um den Profit mit temporär leerstehen-
den Immobilien buhlen. Keines von ihnen hat auf Anfragen reagiert. 
Neben «Intermezzo» etwa auch «Projekt Interim» und «Novac Soluti-
ons». Deren Geschäftsführer Alexandros Tyropolis spricht 2019 gegen-
über der NZZ von einem potentiell riesigen Markt, den er mit seiner 
Firma erschliessen will. Auf ihrer Website bewirbt sie sich mit «zeit-
gemässem Leerstandsmanagement und maximaler Performance». 
Unter anderem habe das einen positiven Einfluss auf die Gentrifizie-
rung. Was damit gemeint ist? Unklar. Aber Tyropolis bezeichnet sein 
Zwischennutzungsmodell als «Win-Win-Win»-Lösung.

Boomen Zwischennutzungen also, weil alle davon profitieren? 
Die Stadtgeographin Gabriela Debrunner sieht den Grund für die 
Zunahme von Zwischennutzungen eher in der Revision des Raum-
planungsgesetzes von 2014. Das revidierte Gesetz verlangt, dass 
Gemeinden ihre Bauflächen nicht mehr vergrössern, sondern gegen 
innen verdichten. 

Grünflächen und Landwirtschaftszonen ausserhalb von 
Dörfern und Städten werden damit besser geschützt; innerhalb der 
Gemeinden führt die Massnahme hingegen zu mehr Effizienzdruck. 
Zu mehr Druck auf brachliegende Flächen und Freiräume. Aber auch 
zu mehr Druck auf eigentlich intakten Bestand in den Städten: Den 
Immobilien, die nicht an der maximal zugelassenen Effizienzgrenze 
kratzen, drohen Ersatzneubau oder Totalsanierung. «In diesem Kontext 
kommt es dann zu zeitintensiven Baueingaben, Planungen werden 
komplizierter, Einsprachen sind häufig», sagt Debrunner. «Zwischen-
nutzungen sind ein flexibles Instrument, um diesen Problemen zu 
begegnen.»

Konkret: Wenn ein ausgereiftes Sanierungsprojekt vorliegt, darf ein 
Eigentümer seine Liegenschaft leerkündigen. Am besten macht 
man das so früh wie möglich. Denn Mieter*innen haben Rechte – und 
können ihren Auszug verzögern. Sind sie einmal weg, werden die 
Wohnungen zwischengenutzt, bis der Umbau beginnen kann. Die 
Zwischennutzer*innen sind einfacher zu handhaben, weil ihr frist-
gerechter Auszug von Anfang an vereinbart wurde. «Der Mieter mietet 
das Mietobjekt ausdrücklich nur für die beschränkte Zeit bis zum 
Baubeginn. Eine Erstreckung über diesen Zeitraum hinaus ist aus-
drücklich ausgeschlossen», steht etwa in Marcs Vertrag. 

Wie genau Immobilien-Eigentümer wie Coop profitieren – das 
beschreibt die Branche selbst am besten: Auf der Website von Inter-
mezzo sind die PowerPoint-Folien eines Vortrags von Mietrechtler 
Marco Giavarini einsehbar. Eine Zwischennutzung könne demnach 
ein «allenfalls positives Image in der Öffentlichkeit» kreieren, was im 
Fall von Coop doch recht krachend gescheitert ist. Weitere Vorteile: 
Generierung von Einnahmen, Pflege des Gebäudes, Vermeidung von 
Vandalen-Akten. Und immer wieder in diesem Kontext: die Vermeidung 
einer Besetzung. 

Wo, wo Wohnige?!

Szenenwechsel. 80er Jahre in Zürich. Die Globus-Krawalle gelten für 
viele als Wendepunkt: Progressive Jugend gegen alteingesessenes 
Bürgertum. Die Stadt brennt. Entzündet hat sie sich zum einen an der 
Verteilung von Kultursubventionen. Zum anderen vor allem aber auch 
an der Forderung nach mehr Raum. Das Autonome Jugend Zentrum 
AJZ wurde erkämpft – und bald wieder geschlossen. Die Rote Fabrik 
lebt noch heute. 

Die heutige Zürcher Sozialdemokratie blickt gern mit einer 
Mischung aus Nostalgie und Stolz zurück auf diese Bewegung. Nicht 
wenige ihrer ehemalige Mitglieder sind heute an den Schalthebeln der 
Stadt angelangt. Zürich hat sich verändert: Vom Bollwerk der Liberalen 
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integrieren. In den konkreten Bauprojekten zeigt sich jedoch, dass 
zwischen der politischen und planerischen Ebene einerseits und der 
interessierten Öffentlichkeit andererseits eine Informationsasym-
metrie besteht. Diese bietet staatlichen Akteur:innen die Möglichkeit, 
den Beteiligungsprozess strategisch zu gestalten. Auf Seiten staat-
licher Bauträger liegt es nahe, die Beteiligung der Bevölkerung auf 
eher unbedeutende Schauplätze der Projekte zu beschränken. Work-
shops, die sich mit der Gestaltung der Grünflächen im neu erschlos-
senen Areal auseinandersetzen, verleihen dem Bauvorhaben den An-
schein eines breiten Konsens. Wegweisende Entscheidungen bleiben 
nach wie vor in den Händen der beteiligten Planer:innen.

Eine zweite Strategie, die sich mit der Beteiligung der Zivil-
bevölkerung eröffnet, ist es, unpopuläre Entscheidungen zu delegieren. 
Diese werden so an Akteur:innen ausserhalb der Arena der repräsen-
tativen Demokratie abgewälzt. Bürger:innen, die keine Expert:innen 
sind, sind eher gewillt, einem planerischen TINA-Prinzip («There is no 
alternative») zuzustimmen, wenn sich die Grenzen des Möglichen plötz-
lich sehr eng darstellen. Dadurch werden Konflikte der repräsentativen 
Demokratie abgekürzt. Staat (und Stadt) regieren im doppelten Sinne 
durch die «Community». Sie treffen die letztgültige Entscheidung, 
holen sich dafür aber die Absolution der Bürger:innen ein. Die Konflikte 
werden so als gemeinsame erfahren, bei der die Hierarchie ver-
schwindet. Wie bei der «agency» stellt sich ein Effekt ein, wie ihn sich 
Unternehmenssoziolog:innen und -psycholog:innen nicht besser aus-
denken könnten: Die Konflikte fungieren als Bindeglied zwischen den 
ungleichen Parteien und schaffen Akzeptanz für die durchregierenden 
Massnahmen bei den Schwächeren, frei nach dem Credo «teile und 
herrsche durch soft skills».

Mit dem vermeintlichen volonté generale werden dabei ebenso 
finanzielle wie ästhetische Verfehlungen gerechtfertigt. Die Bevölke-
rung zieht aus dieser direktdemokratischen Inklusion zugleich positive 
Rückkopplungseffekte. Dieses Regieren, bei dem Teilhabe lediglich sug-
geriert wird, erfüllt so zusätzlich eine systemstabilisierende Funktion.

Das ist Kultur, das kann weg

Ein anderes Beispiel aus einer Kleinstadt: Die leerstehende Militär-
kaserne im oberfränkischen Bamberg wird zuerst in Eigeninitiative 
von der Nachbarschaftsgemeinschaft «erobert». Die Kreativen ver-
anstalten in den Räumen regelmässig ein Kultur-Festival, erschliessen 
ehemaligen Pferdestall und Poststation für Konzerte, Raves, Lesun-
gen, Ausstellungen und Diskussionen über die Stadtentwicklung, an 
der sich auch die Verantwortlichen der regierenden sozialdemokra-
tischen Partei gerne beteiligen. Allerdings gelingt es nicht, den Ort 
als kulturelles Zentrum zu verstetigen, obwohl ein solches lange 
fehlte. Zwar wird die Brache durch die kulturelle Zwischennutzung 
aufgewertet. Letztendlich muss die Kunst aber dem Argument des 
Wohnungsbaus weichen. Gewerberäume werden an Start-Ups und 
professionelle Event-Veranstalter:innen vermietet. Die Kreativen 
haben den Standort vermeintlich von unten im Sinne der Gemein-
schaft etabliert; damit haben sie ihre Schuldigkeit für den weiteren 
Aufwertungsprozess getan. Fortan finden sich gewinnträchtigere 
Nutzer:innen für die in Wert gesetzte Fläche.

«Künstlerkritik» in die Stadtentwicklung zu integrieren, folgte 
der Idee, durch partizipative Momente und zivilgesellschaftliche Kre-
ativität die staatliche und technokratische Allmacht zu brechen. 
Tatsächlich sind wirklich partizipativen Momenten enge Grenzen 
gesteckt, dazu wurde kreatives, subversives Potenzial staatlich ein-
gehegt und für eine kapitalorientierte, kreative Stadtentwicklung in 
den Dienst genommen. Was bleibt, sind die Grünflächen, über deren 
Ausgestaltung immerhin mitentschieden werden kann.

Von Simon Dudek und Chris W. Wilpert
Simon Dudek arbeitet als Geograph an einer bayerischen Universität. Dort beschäftigt er sich 
mit den Themen Planung und räumliche Gerechtigkeit im Spätkapitalismus. 

Chris W. Wilpert ist Literaturwissenschaftler, Übersetzer und Technischer Redakteur und lebt 
in Berlin.

logischen «Gemeinschaftsgeist» auf. Er setzt der Phantasielosigkeit 
im Städtebau bereits eine «planerisch ermöglichte ‹Nachbarschaft›» 
entgegen. (Seine radikalere Forderung nach Enteignungen bleibt eben-
so aktuell.) Wie viele der vermeintlichen Gegenstrategien im spät-
modernen Kapitalismus lässt sich jedoch auch diese Strategie in je-
nen implementieren und gegen die eigentliche Intention wenden. Der 
Anspruch, über die Entwicklung des eigenen Viertels mit zu verfügen, 
aktiviert die einzelnen Subjekte. Wenn sie in Bürgertreffen, Selbst-
hilfegruppen, Gemeinschaftsgärten, Flohmärkten etc. aktiv werden 
und sich austauschen, erfahren sie eine viel beschworene «agency», 
haben am gesellschaftlichen Leben und den Entwicklungen teil und 
können vermeintlich mitgestalten.

Diese «agency» verschleiert gerade die Ohnmacht im Ange-
sicht der Verhältnisse. Denn die «Community» wird immer noch zuerst 
auf politischer und institutioneller Ebene verhandelt. Es sind vor allem 
die bürgerlichen Schichten, die über das notwendige Wissen und kul-
turelle Kapital verfügen, um sich zu beteiligen und ihren Weg durch 
die Institutionen zu gehen. Prekäre Interessengruppen, migrantische 
oder proletarische Gruppen, werden begrifflich ebenfalls als «Commu-
nities» zusammengefasst. Politisch werden sie vor allem im doppelten 
Sinne vertreten: Sowohl von NGOs, die zwar ihre Interessen repräsen-
tieren, aber damit für sie sprechen, als auch von Parteien, die sich 
meist nur verbal oder symbolisch für sie einsetzen. Die Community 
schliesst nicht unbedingt alle Communities gleich ein.

Die staatliche Seite wiederum hat die Möglichkeit, selektiv auf 
diese Initiativen zu reagieren. Mittels Projektförderung, die meist zeit-
lich befristet ist, können Entwicklungen unterstützt werden, die für den 
Standort erwünscht sind, indem sie etwa mehr Gewerbesteuer gene-
rieren. Diesen Zusammenhang von Kreativwirtschaft und Stadtent-
wicklung beschreibt unter anderem der Ökonom und Stadtplaner Ri-
chard Florida. Zentrale Grösse für die wirtschaftliche Prosperität der 
Stadt, so seine zentrale These, ist die Ansiedlung einer kreativen Klas-
se: gut ausgebildete junge Menschen, die in wissensintenstiven Be-
rufen und der Kreativbranche tätig sind; die bereit sind, unter prekären 
Bedingungen zu arbeiten, weil sie wissen, dass dies für sie nur eine 
Phase ist und ihnen die notwendigen Erfahrungen und das kulturelle 
Kapitel für die besseren Posten beschert. Insbesondere diese Kreati-
ven erzeugen im Stadtraum ein Ambiente, das symbolisch hip und 
innovationsfreundlich wirkt und ökonomisch als Standortfaktor die 
Ansiedlung von Start-Ups begünstigt.

Haben sich politisch erwünschte Projekte erst einmal eta-
bliert, kompensieren sie sogar staatliche Strukturen, etwa in der 
Daseinsvorsorge, aber auch bei kommunalen Beratungs- und Kultur-
leistungen und sparen dadurch Kosten – in Zeiten «chronisch leerer 
Kassen» und einer rigiden Sparpolitik ein wesentliches Argument. Für 
politisch negativ bewertete Entwicklungen verfügt der Staat indes 
noch immer über Mittel, um durch Parlamente und Ordnungsämter 
zu sanktionieren und Restriktionen aufzuerlegen. Sie bleiben wirk-
mächtiger als die – häufig – kurzzeitigen Initiativen und gestalteri-
schen Versuche. Die Zivilgesellschaft bildet die Ressource und steht 
für eine Aufgabe ein, die eigentlich dem Staat obliegen würde. 

Schaffung von Akzeptanz

Proteste entzündeten sich in den westlichen Demokratien der Nach-
kriegszeit an Kriegen, Sozialkürzungen oder Fragen des Umwelt-
schutzes. In den letzten Jahren bewegten die Bürger:innen indes 
auch Grossbauprojekte: Planungsfehler, explodierende Kosten und 
verschobene Fertigstellungstermine erzeugen in der Bevölkerung 
Unverständnis. Planer:innen empfinden diese Kritik wiederum nicht 
gerechtfertigt und argumentieren mit der hohe Komplexität dieser 
Grossprojekte, die sich aus der Kosteneffizienz, dem Wunsch nach 
einer kurzen Bauzeit und der oftmals schwierigen Koordination be-
teiligter Akteure im Bauprozess ergibt. Diese Distanz zwischen Pla-
ner:innen und Bürger:innen soll durch Formen der Beteiligung am 
Bauprozess verringert werden.

Angebote zur Teilhabe bieten formell so die Möglichkeit, zivil-
gesellschaftliche Interessen und Belange in den Planungsprozess zu 

Das Gelände neben einer ehemaligen Brauerei in Berlin war lange 
eine Brache. Jetzt ist in der Brauerei ein Zentrum für zeitgenössische 
Kunst, daneben steht ein Urban-Gardening-Projekt, gegenüber ein 
Biergarten. In der alten Lagerhalle am anderen Ende befindet sich 
eine Kartbahn. Die beiden Seitenflächen werden von einem Neubau 
und einem sanierten Gebäude eingerahmt. Hier kommen ca. vierzig 
Nichtregierungsorganisationen und soziale und antirassistische Pro-
jekte unter. Einige davon gehören zu einem übergeordneten Verein, 
an andere wird durch diesen Verein untervermietet. Dazu entsteht 
ein dekoloniales Denkmal. Der Verein, der die Projekte unter ein 
Dach bringt, leiht sich seinen Namen vom Medientheoretiker Mar-
shall McLuhan: Global Village. Gekauft hat das Gelände eine Tochter-
firma der Schweizer Stiftung Edith Maryon, die sich nach einer engen 
Mitarbeiterin Rudolf Steiners benannt hat und sich das Programm 
gibt: «Die Non-Profit-Organisation entzieht Grund, Boden und Liegen-
schaften der Spekulation, stellt günstigen Wohn- oder Gewerberaum 
sicher und unterstützt soziale und kulturelle Projekte.» Einen Teil der 
Kosten, ca. ein Drittel, steuern aber auch die Stadt und der Staat bei.

Das Global Village ist beispielhaft für neue, partizipative 
Wege in der Stadtentwicklung, die sich durch eine bestimmte und 
typische Aufgabenteilung auszeichnen: Staat (und Kommune) steuern 
neben einem Teil der Projektkosten vor allem auch baurechtliches 
und administratives Know-How bei, das nötig ist, um die kreativwirt-
schaftlichen Quartiersideen umsetzen zu können. Die andere Partei 
in dieser Partnerschaft sind zivilgesellschaftliche Akteure, also Privat-
personen, die aber zumeist nicht zwingend in Vereinen zusammen-
geschlossen sind. Sie bringen neben finanziellen Mitteln, die sie aus 
Mitgliedsbeiträgen und Spenden generieren, ihre Ideen für die Ge-
staltung und Nutzung des Neubaus ein. Initiative und Engagement 
gehen also von den Bürger:innen aus.

Historischer Ausgangspunkt dieser Beteiligungsformen ist das 
Aufkommen der Neuen Sozialen Bewegungen ab 1968 und deren Re-
bellion gegen die starren Hierarchien und bürokratischen Strukturen 
der westeuropäischen Nachkriegsgesellschaft. Dieser «verwalteten 
Welt» stellten die 68er die Werte der Kreativität und Spontanität ent-
gegen. In der Stadtplanung war der Frankfurter Psychoanalytiker 
Alexander Mitscherlich Stichwortgeber für die Kritik am städtebau-
lichen Funktionalismus: Der «Unwirtlichkeit unserer Städte» – so 
Diagnose und Titel seines Pamphlets von 1965 – wollte man durch 
neue Wege zivilgesellschaftlicher Partizipation entgegenwirken. So 
entstanden über die Jahrzehnte bis in die Gegenwart in der Stadt-
planung eine Reihe von Prozessen, die Bürgernähe suggerierten. Ver-
mittelt über das «bottom-up-Prinzip» wird der Begriff der Planung 
seiner technokratischen – oder gar totalitären – Konnotation ent-
hoben. Schwer lässt sich in der Stadtplanung heute ein Projekt finden, 
das ohne eine ganze Batterie an Beteiligungsformaten auskommt: 
Stiftungen, Vereine, NGOs etc. hauchen der Stadtplanung ein Leben 
ein, das den kalten stadtplanerischen Projekten fehlt.

Der Soziologe Luc Boltanski und die Wirtschaftswissenschaft-
lerin Eve Chiapello bezeichnen diese Art von Opposition gegenüber 
der Nachkriegsgesellschaft als «Künstlerkritik». Sie beobachten, wie 
die Forderung nach mehr Kreativität und flachen Hierarchien zum herr-
schenden Management-Typus wurde und so einen «neuen Geist des 
Kapitalismus» zeitigte. Analog erkannten auch die gescholtenen staat-
lichen Instanzen das Potenzial der gestalterischen Ansprüche in der 
Gesellschaft an die Stadtentwicklung. Dabei fallen zwei Aspekte be-
sonders ins Auge: Wie die Bevölkerung als Gemeinschaft, als «Com-
munity», hergestellt und aktiviert wird. Und wie eine Akzeptanz für 
diese Transformationen geschaffen wird, die als Kitt dient für mög-
liche Fehler oder restriktive Eingriffe durch den Staat.

Aktivierung der Bevölkerung

Ab den 1960er-Jahren wurde der Begriff der «Community» als eman-
zipatorischer Versuch stark gemacht, um auf stadtplanerischer Ebene 
jenseits der Institutionen durch Gemeinschaften von Bürger:innen 
selbstständig einzugreifen und zu gestalten. Bei Mitscherlich taucht 
der Begriff der «Community» noch als positiver Gegenbegriff zum ideo-

Repressive Partizipation
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Art der Nachverdichtung führt also zu einer Gentrifizierung, welche 
die Stadt sozial homogenisiert. Die Unter- und Mittelschicht wird in 
die Agglomeration verbannt. Das betrifft vor allem Menschen, die in 
Ausbildung sind oder in der Serviceindustrie arbeiten, deren Anteil 
an Arbeitsplätzen (Gastro, Unterhalt und andere Niedriglohnjobs) in 
der Stadt über 30 Prozent beträgt.

Steigende Preise

Miet- und Bodenpreissteigerungen entstehen zum einen durch Woh-
nungsknappheit bzw. durch einen Nachfrageschock, von dem der 
Markt profitiert; zum anderen durch Standortaufwertungen und ver-
besserte Infrastrukturen (und in neuerer Zeit auch durch die Billig-
Geld-Politik). In Zürich-West haben Stadt und Kanton seit den 1990er 
Jahren rund 5 Milliarden investiert, vor allem in Erschliessungen und 
den öffentlichen Verkehr. Miet- und Bodenpreise haben sich in der 
Folge verdoppelt, teilweise auch verdreifacht. Überrascht von dieser 
Entwicklung haben die Kantons- und Stadtregierungen Mehrwert-
abschöpfungen eingeführt – jedoch viel zu spät. Fast alle Areale in 
Zürich-West sind ohne relevante Auflagen mit mehr oder weniger 
maximaler Ausnützung kommerziell verwertet worden. Und in der 
Stadt Zürich bestehen bis heute keine wirksamen, flankierenden 
Massnahmen gegen Mietpreissteigerungen, wie etwa eine Mietober-
grenze. Das hat zur Folge, dass sich in Zürich tendenziell nur Doppel-
verdiener und Wohlhabende neue Wohnungen leisten können. Histo-
risch und zivilisatorisch gesehen, kippt die Stadt damit ins Mittelalter 
zurück, als sie nur reiche Kaufleute bewohnten, während alle anderen 
vors Stadttor verbannt wurden.

Wohnform und Stadtform

Mit dieser strukturellen Wohnungsnot ist verbunden, dass der freie 
Markt den demografischen Wandel und veränderte Wohnbedürfnisse 
ignorieren kann: In der Not ist jede Wohnung begehrt. Das bedeutet, 
dass das Angebot keinem qualitativen und volkswirtschaftlichen Be-
darf entsprechen muss, was sich darin spiegelt, dass immer noch am 
meisten das Wohn-Schlafzimmer-Küche-Bad-Schema gebaut wird, 
das sich an der Kleinfamilie aus den 1950 Jahren orientiert. Diese 
Haushaltform ist in Zürich (wie auch in den meisten anderen Städten) 
auf einen Anteil um 10 Prozent geschrumpft. Hingegen sind urbane 
Milieus stark gewachsen und haben sich ausdifferenziert. Gemeinsam 
ist ihnen, dass sie dem nahen Umfeld einen hohen Stellenwert bei-
messen: Eine inspirierende Aussenwelt ist ihnen wichtiger als die 
Wohninnenwelt, das öffentliche Leben in der Stadt wichtiger als der 
private Rückzugsort – als das eigene «Etui» (Walter Benjamin). Dem 
widersprechend dominieren die kleinfamiliären Haushaltformen im-
mer noch den Wohnungsmarkt. Das heisst: die grosse Mehrheit lebt 
in der falschen Wohnform. 

Repolitisierung der Stadtentwicklung

Mit der «Verdichtung nach Innen» wäre eine Empfangspolitik erfor-
derlich, welche eine Stadtrückwanderung ermöglicht. Das würde ein 
sozial durchlässiges Wohnungsangebot voraussetzen. Die Stadtpolitik 
müsste dazu spezifische Voraussetzungen schaffen und aushandeln, 
damit Nachverdichtungen Bestandteil der Stadtentwicklungen werden 
können, um gesellschaftlichen Veränderungen nicht nachzuhinken. 

Wie diese Chancen vertan werden, veranschaulicht exemp-
larisch der oben erwähnte Fall: die grösste ehemalige Industrie-
brache in Zürich-West, das Sulzer Escher-Wyss-Areal. Rückfragen 
ergaben, dass die Stadtbehörden keine Vorstellung haben, wie sich 
dieses Areal weiterentwickeln und allenfalls nachverdichtet werden 
könnte. Auch nicht, welches planerische Verfahren angewendet 
werden soll und was Gegenstand der Verhandlungen sein könnte. 
Mit anderen Worten: Wie und was auf dem Areal transformiert werden 
soll, ist den Eigentümern vorbehalten – in diesem Fall einem grossen, 
aktiencodierten Baukonzern, der als Eigentümerin den grossen Areal-
anteil besitzt. 

Eine Repolitisierung der Stadtentwicklung ist nicht nur nötig – sie ist 
zwingend. Es stellt sich heute nicht die Frage, ob die Städte wachsen, 
sondern wie. Auch UN-Habitat kommt in ihren weltweiten Stadt-
analysen zu diesem Schluss: Rund 80 Prozent der Bevölkerung 
werden in naher Zukunft in Städten leben. Der Drang, in die Städte 
zurückzukehren, ist seit Jahrzehnten anhaltend, sozial durchlässig und 
generationenübergreifend. Nur: was sind die Bedingungen, damit eine 
Stadtrückwanderung stattfinden kann? 

Für städtebauliche Verdichtungsszenarien gibt es kein Ideal 
– aber Erfahrungen. Zum einen verlangt bauliche Dichte nach ihrer 
Entdichtung: Eine Perforierung des Stadtganzen mit Parks, Höfen, 
Brachen und Orten, die dem Nichtstun als Nichtstun dienen. Zum 
anderen öffnen Nachverdichtungen Chancen. Sie ermöglichen städte-
bauliche Verfeinerungen: Defizite an Bildung, Dienstleistungen, Läden, 
Kneipen und Parklandschaften können so ausgeglichen werden. Die 
Vielfalt an Nutzungen und Versorgung setzt weiter oft bauliche Nach-
verdichtungen voraus, da eine relativ hohe Bevölkerungsdichte nötig 
ist, damit die Angebote auch gebraucht werden. Dabei sind kleine 
Eingriffe – sogenannte Mikroverdichtungen – subtiler und geeigneter 
als eine Nachverdichtung mit Grossüberbauungen aus redundanten 
Immobiliengestellen.

Empfangspolitik

Die Kernfrage der Nachverdichtung dreht sich um eine Empfangspolitik. 
Ob die Stadtrückwanderung überhaupt stattfinden kann, steht un-
mittelbar im Zusammenhang mit dem Angebot an Wohnungen. Nicht 
bloss, ob sie «bezahlbar» sind, sondern ob sie auch dem unterschied-
lichen Bedarf und Bedürfnissen entsprechen.

Es gibt ein Mittel, das ein geringes bauliches Wachstum vor-
aussetzt und innerhalb bestehender Städte geeignet ist. Es entspricht 
eher einem Prozess: wenn Wohnformen in eine andere Stadtform 
übergehen. 

Das ist möglich, wenn Wohnen, Arbeiten, Erholen nicht weiter 
auf Funktionen beschränkt, sondern als Möglichkeit für verschiedene, 
wechselnde Tätigkeiten erweitert werden. Ausserdem müssen private 
mit öffentlichen Räumen anders kombiniert und weniger trennend 
strukturiert werden. Wenn städtische Öffentlichkeit nicht als «Event» 
ausgesondert wird, sondern in den Alltag integriert ist. Wenn das 
Öffentliche sich nicht auf erzwungene Nachbarschaften oder Gemein-
schaften reduziert, sondern angereichert ist mit Orten unbekannter 
Möglichkeiten, die weder Funktionen determinieren noch ausgren-
zend einen spezifischen Habitus voraussetzen. 

Von Ernst Hubeli

Ernst Hubeli war Chefredakteur der Fachzeitschrift «Werk», Universitätsprofessor und Leiter 
des Institutes für Städtebau an der TU Graz, Mitinhaber vom Architekturbüro Herczog Hubeli 
GmbH. Er ist Verfasser von zahlreichen Büchern; zuletzt erschienen: Die neue Krise der 
Städte. Zur Wohnungsfrage im 21. Jahrhundert, 2020, Rotpunkt-Verlag, Zürich. Zurzeit forscht 
er zur Mikroverdichtung. 

Exemplarisch ist das Sulzer Escher-Wyss Areal, die grösste Industrie-
brache in Zürich-West. Die Transformation in einen Stadtteil wurde 
Ende der 1980er Jahre in einem kooperativen Verfahren ausgehandelt 
vor dem Hintergrund möglicher Zukunftsszenarien für die Stadtent-
wicklung. Dabei gab es zahlreiche Verhandlungen und Debatten über 
Perspektiven der Industrie und des Gewerbes, zum Übergang von in-
dustriellen in moderne IT-Produktionsformen. Ende der 1990er Jahre 
wurde schliesslich ein Gestaltungsplan (Herczog Hubeli) genehmigt, 
der langfristige Zwischennutzungen (mit tiefen Mieten) mit Um- wie 
Neubauten kombinierte, die Defizite im Quartier behoben und Misch-
nutzungen ermöglicht haben.

Aktuell, rund 30 Jahre später, stellt sich die Frage nach einer 
Justierung der Arealentwicklung erneut. Unter anderem, weil vom 
Kanton eine «Nachverdichtung nach Innen» mit einem Bevölkerungs-
wachstum von 80'000 Personen gefordert wird, um eine weitere 
Zersiedlung zu bremsen. Damit hat der Kanton die Stadt beauftragt.
Insofern sind entsprechende Anpassungen von Stadtteilentwick-
lungen ein relevantes Mittel, um Nachverdichtungen abzuwägen und 
zu ermöglichen. 

Nachverdichten als Tabula rasa

Nun stellt sich heraus, dass die Stadtbehörden davon ausgehen, dass 
Nachverdichtungen automatisch geschehen und keiner besonderen 
Regulierung bedürfen, da Neubauten in der Regel höhere Ausnützung 
erlauben als Altbauten. Das schafft Anreiz, alte Häuser – in der Regel 
mit relativ tiefen Mieten – abzubrechen, um sie mit mehr und neuen 
Wohnungen zu ersetzen, was unter deregulierten Bedingungen eine 
massive Verteuerung der Mieten zur Folge hat. Dieses Geschäftsmodell 
wird seit Jahrzehnten umgesetzt, was dazu führt, dass nicht nur Be-
völkerungsschichten mit tiefen, sondern auch mit mittlerem Einkom-
men aus der Stadt verdrängt werden. Selbst Genossenschaften sind 
im Sog, mit Neubauten den Bestand zu verdrängen bzw. «aufzuwerten» 
– was zwangsläufig mit höheren Mietpreisen verbunden ist und Nied-
riglohn-Genossenschafter*innen ausgrenzt. 

Die Zürcher Stadtregierung ist seit über zehn Jahren mit der 
Abstimmung von 2011 konfrontiert, als 73 Prozent der Stimmen mehr 
gemeinnützigen Wohnungsbau forderten. Nun versucht die Stadt Land 
zu kaufen und «Kostenmiet-Anteile» bei Grossprojekten auszuhandeln. 
Auch gibt es die PWG, eine städtische Stiftung für preisgünstiges Woh-
nen und Gewerbe . An Bemühungen fehlt es also nicht. Gemessen am 
Gesamtmarkt sind sie allerdings marginal, im besten Fall werden 25-
30 Prozent Anteile an gemeinnützigen und städtischen Immobilien 
erreicht, was – siehe oben – nicht zwangsläufig angemessene Mieten 
generiert. In Wien weiss man seit 100 Jahren, dass solche Minder-
heitsanteile nicht genügen, um den Markt für ein «Wohnen für alle» zu 
lenken. Deshalb beträgt dort bis heute der gemeinnützige Anteil um 
65 Prozent, damit der private Markt dominiert werden kann. Natürlich 
sind auch so nicht alle Wohnungsprobleme verschwunden – aber die 
Voraussetzungen sind besser, diese zu lösen.

Laut einer ZKB-Studie von 2011 muss über die Hälfte der Zürcher 
Stadtbevölkerung mehr als einen Drittel des Einkommens für die 
Miete aufbringen. Heute, rund zehn Jahre später werden es vermutlich 
60-70 Prozent der Bevölkerung sein. Die erwähnte marktkonforme 

Der Immobilienhandel hat sich seit den 1990er Jahren neu strukturiert. 
Inzwischen dominieren ihn globale Fonds und Aktiengesellschaften, 
die sich jenseits vom «bösen Spekulanten» und Hauseigentümerinnen 
entpersonalisiert haben. Das Geschäftsmodell dreht sich in der Spirale 
vom Hochfrequenzhandel. Innert einer Stunde können Grundstücke 
und auch ganze Stadteile mehrmals gekauft, verkauft oder verschul-
det werden. Mit dieser «künstlichen Börsenintelligenz» ist verbunden, 
dass die Immobilie als blosse Zahl existiert, die immer grösser werden 
will. Weder die Immobilie geschweige denn die Mieter*innen sind bei 
diesem Geschäftsmodell existent. 

Um ein Beispiel zu erwähnen: Eine Performancemaschine hat 
2019 in einer New Yorker Siedlung mit über 1000 Wohnungen die 
Mietpreise um 30% erhöht. Der Inhaberin Blackstone, eine der welt-
weit grössten Immobilienhändlerinnen, ist dabei entgangen, dass die 
Bewohner*innen dafür fast ihr gesamtes Einkommen für die Miete 
aufbringen müssten. Blackstone wurde mit ihrem Realitätsverlust 
konfrontiert und musste den fiktiven Aktienrun abbrechen.

Auch wenn es sich um einen extremen Fall handelt: Der globale 
Immobilienhandel bewegt sich in einem Selbstzerstörungsmodus 
(wie u.a. der Nobelpreisträger Joe Stiglitz feststellt). Solange Deregu-
lierungen und die Niedrigzins-Geldpolitik anhalten, wird dieser Modus 
sich allerdings latent erhalten und die «Finanzialisierung der Städte» 
(Saskia Sassen) weiter radikalisieren. 

Auf der anderen Seite regen sich Widerstände, wie etwa in Berlin, wo 
laut Umfragen vom Tagesspiegel über 70 Prozent der Stadtbevöl-
kerung eine Enteignung der Wohnbaukonzerne fordern (über die im 
Herbst abgestimmt wird). Ähnliche Quoten werden erreicht, wenn Ab-
stimmungen sich um «Das Recht auf Wohnen» (Basel) oder um die 
Förderung gemeinnützigen Wohnungsbaus (Zürich) drehen. Insofern 
steht auch die Ökonomisierung der Politik unter Druck, die Stadtpolitik 
durch Stadtwirtschaft ersetzt hat, und der Förderung und Finanzie-
rung von Standortvorteilen für globale Konzerne den Vorzug gibt.

Reprivatisierung und die Mikrophysik der Deregulierung

In diesem deregulierten Strom sind politische und städtebauliche 
Lenkungsinstrumente marginalisiert, aufgeweicht oder abgeschafft 
worden. In vielen europäischen Städten wurde auch städtisches 
Wohneigentum verkauft und privatisiert – mit der Folge enormer 
Boden- und Mietpreissteigerungen. Vorhandene Mietbremsen und der-
gleichen sind weitgehend wirkungslos geworden; sie konnten durch 
Billigsanierungen oder Ersatzbauten umgangen werden, was die 
Niedrigzinspolitik gefördert hat. 

Mit der deregulierten Stadtentwicklung ist auch ein Menta-
litätsbruch innerhalb der Institutionen verbunden. In Zürich galt Stadt-
planung noch bis Ende der 1990er Jahre als strategisches Instrument 
für einen «konzeptionellen Städtebau». Nach städtebaulichen Vorgaben 
der Behörden wurden öffentliche gegen private Interessen abgewogen 
und ausgehandelt. Als Grundlage dienten vor allem Gestaltungs-
pläne, deren Bewilligung an gemeinderätliche Beschlüsse und Urnen-
gänge gebunden waren. Dieses und ähnliche Planungsinstrumente 
stehen nach wie vor zur Verfügung. Nur wurden sie in den letzten Jahr-
zehnten anders gehandhabt; sie beschränken sich zunehmend auf ein 
formelles Verfahren, das öffentliche Interessen zurückstellt.

Wohnen 

für alle?

hafter Umsetzung zum grössten grünen Raubzug in der Geschichte 
der Menschheit werden. Zudem scheint es plausibel, dass sich die 
Ungleichheit aufgrund eines verstärkten Flächennutzungsdrucks in 
der Half-Earth-Lösung ohne angemessene Schutzmassnahmen zu-
sätzlich verschärfen könnte. Nichtsdestotrotz ermutigen uns Ellis 
und Wilson jedoch mit ihren Überlegungen dazu, grosse Landbe-
wirtschaftungspläne ernst zu nehmen, um biologische Vielfalt und 
ökologischen Wert im Anthropozän wiederherzustellen. 

Auch in viel kleinerem Massstab gibt es Strategien, wie Boden 
kulturell und ökologisch aufgewertet und doch gleichzeitig der Nutzung 
entzogen werden kann. Die Kulturgeografin Caitlin DeSilvey plädiert 
dafür, das Schwarzweiss-Denken von menschlicher und nicht-
menschlicher Natur bei der Bewahrung postindustrieller Böden zu 
überwinden. Dafür schlägt sie beispielsweise vor, die Idee der 
«boundary work» einzubeziehen. Diese hinterfragt Praktiken des Kultur-
erbes, die auf der Einteilung von Artefakten in formalisierte Kategorien 
beruhen und plädiert stattdessen für eine Methode, die beim Erhalt 
von Industrieruinen durchlässige Grenzen und die kontinuierliche Ver-
handlung von Natur und Kultur einbezieht. Einen dritten Ansatz schlägt 
die Landschaftsarchitektin Jill Desimini vor, nach dem die Konturen 
von Brache und Wildnis genutzt werden sollen, um Gestaltende zu 
ermutigen, die vielschichtigen Nutzungswerte überwachsener Räume 
zu erkennen. Sie betont das kontraintuitive Ergebnis einer grösseren 
ökologischen und sozialen Vielfalt, die aus dem «vorübergehenden 
Loslassen» entsteht.

Was die Aufwertung von «Inaktivität» angeht, die von gestal-
terischen Eingriffen ausgehen könnte, so liefern die oben genannten 
Beispiele drei verschiedene Ansätze innerhalb eines Spektrums 
menschlicher Einflussnahme auf den Raum. Vertreter*innen des 
ersten Ansatzes plädieren für eine starke Trennung von Mensch und 
Natur und für intensive menschliche Bemühungen, Land der Nutzung 
zu entziehen, um den ökologischen Reichtum zu erhalten. Verfech-
ter*innen des zweiten Ansatzes begrüssen die verschwimmenden 
Grenzen zwischen Mensch und Natur als Möglichkeit, die Aufwertung 
kultureller und natürlicher Ressourcen durch einen sich entwickelnden 
Zwischenraum des Bauens und Verschwenden zu fördern, der ausser-
halb der Sphäre ständigen Wachstums liegt. Vertreter*innen des 
dritten Ansatzes plädieren für eine «Laissez-faire»-Haltung, die spon-
tane Ausbrüche neuer Formen von menschlicher und nicht-mensch-
licher Aktivität durch weniger menschliches Eingreifen zulässt.

Eine noch weitreichendere Chance für die aktuelle Design-
praxis bietet die Degrowth-Bewegung. Sie hat ihre Wurzeln im sozialen 
Aktivismus und ist Teil einer viel älteren Tradition von Wachstums-
kritik. Das Konzept des Degrowth steht den grundlegenden Strukturen 
und Funktionen der kapitalistischen Wirtschaft im Kern kritisch gegen-
über. Anstelle der ständigen Dialektik von Entwertung und Aufwertung 
als Kreislauf im Kapitalismus bietet die Vision des Degrowth so etwas 
wie einen Ausweg, die den Mechanismus der unaufhörlichen Wachs-
tumsmaschine unterbrechen kann. Zwar wertet Degrowth den Müssig-
gang im Kontext der kapitalistischen Urbanisierung nicht an sich auf, 
doch kann es ein experimentelles, vielfältiges, integratives und leben-
diges Stadtgefüge fördern, indem es von dem durch endlose Produk-
tions- und Konsumzyklen entstehenden Wettbewerbsdruck ablässt.

Wenn die Logik des Kapitals die Suche nach einer «rationalen» 
Landschaft und deren Produktion ist, dann könnte Degrowth darauf 
abzielen, das Irrationale zu nutzen oder nach Heterogenität zu streben. 
Wir könnten zum Beispiel das erweitern, was wir unter einer geeigneten 
Artenzusammensetzung im städtischen Umfeld verstehen, indem wir 
nicht-menschliche Tiere in unserem Theorie- und Begriffsapparat in 
den Vordergrund stellen. Wir können uns auch darin üben, in Räumen, 
die nicht mehr vom Kapital geschätzt werden, «loszulassen». Für 
diesen Fall liefert die «Dritte Landschaft» des Landschaftsgestalters 
und Künstlers Gilles Cléments eindrucksvolle Beispiele, wie der 
Mensch die Kontrolle über die ästhetische Produktion der Landschaft 
an die Natur abgibt und dabei gleichzeitig eine hohe Biodiversität 
fördert. Gestaltende, die sich mit der Idee des Degrowth befassen, 
müssen sich auch mit der Frage auseinandersetzen, wie sie dem Nutz-
wert Vorrang vor dem Tauschwert einräumen können. Der seit den 
1990er Jahre im Rohbau stecken gebliebene Wolkenkratzer «Torre de 
David» in Caracas in Venezuela, der sozialräumliche Beziehungen 
ausserhalb des kapitalistischen Auf- und Entwertungskreislaufs über-
denkt, ist ein prominentes Beispiel dafür, wie sich ein lebendiges 
Gemeinwesen in den Abfällen der Finanzspekulation entfalten kann.

Wie David Harvey jedoch schreibt, löschen die Planer letztlich nur 
Brände, die aus der chronischen Instabilität des städtischen Gefüges 
im Rahmen kapitalistischer Urbanisierung entstehen, ohne sich je-
doch mit den Bedingungen auseinandersetzen (bzw. auseinander-
setzen zu können), die diese Brände verursachen. Eine zentrale Her-
ausforderung für Gestaltende wird also darin bestehen, eine kollektive 
Vision für das Wirken von Design zu entwickeln, die demokratisch und 
partizipatorisch ist, und die der Wachstumshegemonie entgegen-
wirken kann, ohne dabei vom Kapital als nur eine weitere Anhäufungs-
strategie vereinnahmt zu werden und damit zu seiner Aufrechterhal-
tung beizutragen. Dazu ist allerdings noch viel Arbeit nötig, um ein 
breites Bündnis aller Beteiligten aufzubauen, das den rastlosen 
Energien des Kapitals Widerstand leisten kann. 

Die einst geschätzten Augenblicke des Innehaltens – des 
Müssiggangs – sind von einem Paradigma ständiger Aktivität ab-
gelöst worden; und doch existiert ein theoretisches und praktisches 
Potenzial für Stillstand in einer Welt, die immer in Bewegung ist. Das 
Brachliegen könnte eine Möglichkeit für einen Ausstieg aus dem Kreis-
lauf der kapitalistischen Wertschöpfung und -vernichtung bieten. 

Inzwischen beginnen wir, das Ausmass der Auswirkungen 
zu begreifen, die eine Fortschrittsideologie auf das städtische Gefüge, 
die soziale Organisation, die ökologischen Prozesse und das Klima 
im weiteren Sinne hat. Deshalb rufen wir in diesem Essay die mitei-
nander verwandten gestalterischen Disziplinen – insbesondere die 
Stadtplanung, Architektur und Landschaftsarchitektur – dazu auf, die 
Idee der Brache ernst zu nehmen und nach Lösungen zu suchen, die 
jenseits der kapitalistischen Logik des ständigen Auf- und Rückbaus 
liegen. 

Von Michael Chieffalo und Julia Smachylo
Aus dem Englischen von Claudia Kotte

Michael Chieffalo ist Doktorand, Architekt und ehemaliger Planungsbeauftragter. In seiner 
aktuellen Forschung beschäftigt er sich mit Prozessen der Agrarurbanisierung, mit den sozio-
ökologischen Dimensionen der Massentierhaltung, den verschiedenen baulichen Umge-
bungen der industriellen Landwirtschaft und mit der Beziehung zwischen den Geografien 
industrieller Landwirtschaft und den Prozessen planetarischer Urbanisierung.

Julia Smachylo ist Doktorandin an der Graduate School of Design der Harvard University. Ihre 
Forschung ist eine Reaktion auf das zunehmende Bewusstsein für Naturkapital und seine 
Wertschätzung in Forschung und Politik sowie auf den wachsenden Einfluss nichtstaatlicher 
Akteure wie Umweltorganisationen, Landbesitzer und Privatwirtschaft bei der Gestaltung von 
Landschaften als Reaktion auf den Klimawandel. 

Der vorliegende Text wurde ursprünglich unter dem Titel «Lying fallow: the value of idleness» 
in der Septemberausgabe 2019 von The Architectural Review veröffentlicht.

In einer Welt, die ständig in Bewegung ist, sind wir ökologisch ver-
pflichtet, den Wert des Müssiggangs zu schätzen. 

Wenn wir die Idee der «Brache» über die Landwirtschaft hinaus 
in den Bereich der politischen Ökonomie übertragen, können wir die 
Beziehung zwischen der Akkumulation von Kapital und der Produktion 
einer städtischen Struktur erahnen. Als entscheidender Wandel, der 
sich im Laufe der Zeit vollzogen hat, galt Müssiggang nun nicht mehr 
als wertvolle regenerative Tätigkeit, sondern als Verschwendung. 
Die Machenschaften, die durch die Kräfte des Kapitalismus in der 
Gesellschaft entfesselt wurden, trugen auch dazu bei, die zentrale 
Bedeutung des «Brachliegens» in sozialen und ökologischen Prozes-
sen zu verdrängen. An die Stelle des Brachliegens trat eine Fort-
schrittsideologie, die Müssiggang und Untätigkeit verurteilte.

Die Rationalisierung des Raums im Kapitalismus ist eine 
Facette der Fortschrittsideologie, die sich tiefgreifend auf die Raum-
planung der Gesellschaft in der Natur ausgewirkt hat. Für den marxis-
tischen Geografen David Harvey ist die Anhäufung von Kapital eng mit 
dem Prozess der Urbanisierung verknüpft. Urbanisierung ist für ihn die 
physische Manifestierung des Strebens nach einer «rationalen Land-
schaft», in der die Hindernisse für die Umschlagszeit der Kapitalanhäu-
fung beseitigt sind. Nach diesem Verständnis führte das Brachliegen-
lassen von Flächen zu unannehmbaren Reibungen im kapitalistischen 
System. Der Stadt- und Umweltgeograf Matthew Gandy weist beson-
ders auf diese Verschiebung hin und bemerkt, dass «die Idee der Ruhe 
und insbesondere des ruhenden Raums – des Schlafenlassens der 
Erde – dem beschleunigenden und allumfassenden Impuls der Spät-
moderne widerspricht». Die Instrumentalisierung des Raums zeigt sich 
jedoch bereits zur Mitte des 19. Jahrhunderts, als Ildefons Cerdà in 
seinem Eingangsstatement zur Urbanisierung darauf abzielt, «die 
Erde zu füllen». Als der britische Städteplaner Ebenezer Howard zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts mit seinem bahnbrechenden Projekt der 
Gartenstädte versuchte, «die Funktionalität durch ein mit Aktivitäten 
gesättigtes Gebiet zu maximieren», wurde diese programmatische 
Gestaltungsvision vollends institutionalisiert.

Indem auch die Zeit rationalisiert und unter dem Wachstums-
imperativ zusammengefasst wird, lassen sich Praktiken legitimieren, 
mit denen die Menschen in neue soziale Beziehungen gezwungen 
werden. Wie der kritische Stadttheoretiker Alvaro Sevilla-Buitrago 
anmerkt, konnten beispielsweise «Reformer Untätigkeit nicht ertra-
gen, ganz gleich, ob er sich auf die Qualität des Bodens bezog oder 
auf arme Bürger, die ihre produktive Zeit mit dem Betrachten des 
Viehs auf der Weide «verschwendeten», anstatt sich als Tagelöhner 
der Lohndisziplin zu unterwerfen». 

Menschen – und Nicht-Menschen – durch Arbeitsdisziplin Produkti-
vität abzutrotzen, war schon immer eine zentrale Eigenschaft des 
kapitalistischen Projekts, von den «Enclosure Acts» [der Auflösung 
der Allmendrechte in der Landwirtschaft] in England bis heute. 

Die Erfassung der «verschwendeten Zeit» hatte jedoch noch 
eine andere soziale Dimension: die Schaffung neuer Formen von 
Staatsbürgerschaft, um die bürgerliche Vision der modernen Metro-
pole zu untermauern. In New York beispielsweise interpretiert Sevilla-
Buitrago den Bau des Central Park als eine «besondere Art von Anlage 
... [die] das Verhalten von einem System der Öffentlichkeit in ein an-
deres verlagern» sollte; und damit als einen Kampf, bei dem die Elite 
gegen die Aneignung des Strassenbildes von New York City durch 
neu angekommene Einwanderer antrat. Während der Geograf Tony 
Weis aufgezeigt hatte, dass langsame Rhythmen und regelmässige 
Pausen des Brachliegens die soziale Organisation auf fortschrittliche 
Weise beeinflussen könnte, sehen wir, dass die Abwertung des 
Müssiggangs ein kapitalistisches Subjekt gefördert hat, das mit den 
Rhythmen der kapitalistischen Zeit gleichgeschaltet ist.

Insgesamt bedeutete die neue Wertschätzung des Fortschritts an-
stelle des Brachliegens einen Paradigmenwechsel, der Raum und Zeit 
rationalisierte. Dies wiederum hatte radikale soziale, ökologische und 
ständige urbane Veränderungen zur Folge, die heute auf weltweiter 
Ebene zu spüren sind. Die Sicht auf unseren Planeten als eine Art 
immerwährende Wachstumsmaschine, deren Hauptzweck in der Jagd 
nach Profiten besteht, wirbelt die Erde in aufeinanderfolgenden Wel-
len kreativer Zerstörung durcheinander. Die Folge davon sind akute 
und chronische Pathologien entwerteter menschlicher sozialer Bezie-
hungen, eine verringerte Vielfalt der Biosphäre und ein sich ständig 
veränderndes städtisches Gefüge. 

Welche Auswirkungen hat der Wachstumsimperativ auf das Feld der 
Stadt- und Landschaftsgestaltung? Die gestaltenden Berufe, die in 
das Kapital eingebettet und damit wohl auch ein Werkzeug des Ka-
pitals sind, werden dafür kritisiert, weitgehend auf eine Lösung der 
Probleme des verschwendeten Raums ausgerichtet zu sein, um Klas-
senverhältnisse und Anhäufungsprozesse wiederherzustellen. Kann 
eine Designkultur, die sich selbst als untrennbar an das Wachstum 
gekoppelt sieht, ihren analytischen Blick überhaupt auf die Produktion 
sozialer und ökologischer Werte ausserhalb kapitalistischer sozial-
räumlichen Beziehungen richten? Oder betrachtet sie Phasen der 
Untätigkeit lediglich als Gelegenheiten zur Förderung des nächsten 
Wachstumszyklus?

Im Kontext der aktuellen Landschaftsarchitektur und stadt-
planerischen Praxis weist Matthew Gandy auf einen solchen Wider-
spruch hin: Einerseits wächst das Bewusstsein für den ökologischen 
Wert «langsamer Räume» bei der Gestaltung von Landschaften; ande-
rerseits werden Parks im Sinne des «neoliberalen Impulses» in den 
Dienst der Kapitalakkumulation gestellt. Darüber hinaus plädiert der 
Architekt Christopher Marcinkoski für eine «neu ausgerichtete stadt-
planerische Praxis», in der sich der Berufsstand seiner Rolle in den 
Kreisläufen der Kapitalanhäufung bewusst ist und als Insider daran 
arbeitet, spekulative Prozesse für alternative Zwecke zu nutzen. Un-
gelöst bleibt jedoch die Frage, mit welchen Möglichkeiten sich Ge-
staltende gegen die regulatorischen und ökonomischen Systeme, in 
denen wir arbeiten, wehren oder diese gestalten. Können wir Projekt-
aufträge innerhalb einer traditionellen Kunden-Designer-Beziehung 
verändern? Wie viel Kontrolle über die Ergebnisse sind Gestaltende 
bereit, an organische Interaktionen abzutreten? 

Unsere Bewertungssysteme sind nicht unveränderlich – wir 
haben die Möglichkeit, die von uns geschaffenen Erzählungen und 
die von uns produzierten Bedeutungen neu zu gestalten. Wie könnten 
die Fachrichtungen Planung und Gestaltung die Frage der Aufwertung 
von «Inaktivität» und damit auch unser Verständnis von Fortschritt 
angehen? Die Antwort hierauf steht noch aus und es bleibt abzuwar-
ten, ob Gestaltende die Kontrolle an echte Spontaneität oder «in-
szenierte Nichteinmischung» abtreten können.

Während Cerdà und andere versuchten, «die Erde zu füllen» und da-
mit die Urbanisierung auf die Weltbühne katapultierten, müssen wir 
uns fragen, ob eine zukünftige urbane Welt um das «Schlafenlassen 
der Erde» herum gestaltet werden kann. Wenn ja, wie könnten diese 
Ansätze aussehen? Eine radikale Antwort auf diese Frage ist das 
vom Biologen Edward O. Wilson vorgeschlagene Half-Earth-Projekt. 
Demnach würde die Hälfte der Erdoberfläche der Nutzung entzogen 
und für den Erhalt der Biosphäre zurückgestellt. Dieser Ansatz weist 
jedoch erhebliche sozioökologische Fallstricke auf. Wie der Umwelt-
wissenschaftler Erle Ellis anmerkt, könnte das Projekt bei mangel-
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